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Allgemeine Steuerzahlungstermine im Juli    

Fälligkeit  Ende der 
Schonfrist 

Mo. 10.07. 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 

13.07. 

Mo. 10.07. Umsatzsteuer 13.07. 

27.07.23 Sozialversicherung -- 

 

Die 3-tägige Schonfrist gilt nur bei Überweisungen; maßgebend ist die Gutschrift auf dem Konto der 
Finanzbehörde. 

Dagegen muss bei Scheckzahlung der Scheck spätestens 3 Tage vor dem Fälligkeitstermin eingereicht 
werden. 
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1)  Klarstellung der Finanzverwaltung zur Inflationsausgleichsprämie 

Mit Gesetz vom 19. Oktober 2022 (BGBl 2022 I S. 1743) ist die so genannte Inflationsausgleichsprämie 
(IAP) eingeführt worden. Zahlungen der Arbeitgeber bleiben bis zu einem Höchstbetrag von 3.000 
Euro steuer- und sozialabgabenfrei. Voraussetzung ist, dass die Leistung zusätzlich zum ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohn gewährt wird. (vgl. dazu auch § 8 Abs. 4 EStG).  

Die Steuerbefreiung (§ 3 Nr. 11c EStG) gilt für Arbeitgeberleistungen, die im Zeitraum vom 26. Oktober 
2022 bis zum 31. Dezember 2024 gewährt werden.  

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat einen Frage-Antwort-Katalog zur IAP herausgegeben, der zuletzt 
mit Datum vom 24. Mai 2023 ergänzt wurde.  

Eine steuerfreie IAP können, unabhängig von der Art ihrer Beschäftigung, nur Arbeitnehmer erhalten.  

Der Beginn und die Dauer des Arbeitsverhältnisses sind für die Möglichkeit der Gewährung der 
Steuerbefreiung nicht von Bedeutung. Die Auszahlung muss jedoch im Begünstigungszeitraum erfolgen. 

Die Steuerbefreiung gilt bis zur Höhe von insgesamt 3.000 Euro auch für mehrere (Teil-) Leistungen, die 
der Arbeitgeber Arbeitnehmern im begünstigten Zeitraum gewährt. Auch eine Auszahlung beispielsweise 
in monatlichen Teilbeträgen ist aus steuerlicher Sicht möglich. Die Arbeitgeber können sowohl Geld-, als 
auch Sachleistungen unter den weiteren Voraussetzungen der Vorschrift gewähren.  

Die Steuerbefreiung kann zudem für jedes Dienstverhältnis gesondert in Anspruch genommen werden, 
also auch für aufeinanderfolgende oder nebeneinander bestehende Dienstverhältnisse. Der Arbeitgeber 
braucht somit nicht zu prüfen, ob Arbeitnehmer eine Prämie bereits aus einem anderen Dienstverhältnis 
mit einem anderen Arbeitgeber erhalten haben. 

Die Leistung(en) zum Inflationsausgleich muss/müssen zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn gewährt werden, das heißt, die Steuerbefreiung gilt nur für "neue" Leistung(en) des 
Arbeitgebers. Eine Entgeltumwandlung ist nicht zulässig. 

Leistungen des Arbeitgebers werden nur dann zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erbracht 
(§ 8 Abs. 4 Satz 1 EStG), wenn 

Ø sie nicht auf den Anspruch auf Arbeitslohn angerechnet werden, 

Ø der Anspruch auf Arbeitslohn nicht zugunsten der Leistung(en) herabgesetzt, 

Ø die Leistung(en) nicht anstelle einer bereits vereinbarten künftigen Erhöhung des Arbeitslohns 
gewährt werden und 

Ø bei Wegfall der Leistung(en) der Arbeitslohn nicht erhöht wird. 

Nach langem Zögern hat die Finanzverwaltung im Mai 2023 auch zur wichtigen Frage der Gewährung 
einer Prämie im Zusammenhang mit Lohnerhöhungen Stellung genommen: 

Die Steuer- und Sozialversicherungsfreiheit gilt demnach nur für Sonderzahlungen des Arbeitgebers. 
Dabei spielt es keine Rolle, ob diese Sonderzahlungen in Form einer Einmalleistung, in mehreren 
Teilbeträgen oder gleichmäßig verteilt über den Zeitraum bis zum 31.12.2024 erbracht 
werden. Dauerhafte Lohnerhöhungen sind nicht begünstigt.  
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2) Rückzahlung der Corona-Soforthilfen: Frist verlängert 

Die Soforthilfen wurden in den ersten Monaten der Corona-Pandemie als Billigkeitsleistung für kleine 
Betriebe und Freiberufler, die aufgrund der Corona-Krise in eine existenzielle Notlage geraten sind, 
gewährt und sollten dazu dienen, die Verbindlichkeiten aus dem erwerbsmäßigen Sach- und 
Finanzaufwand in den auf die Antragstellung folgenden drei Monaten zu begleichen.  

Sie wurde auf der Grundlage einer bei der Antragstellung getroffenen Prognose gewährt. Aufgrund des 
Bewilligungsbescheides ist der Soforthilfe-Empfänger dazu verpflichtet zu überprüfen, ob diese Prognose 
zu dem bei Antragstellung erwarteten Liquiditätsengpass auch tatsächlich eingetreten ist, oder ob die 
Soforthilfe gegebenenfalls auch anteilig zurückgezahlt werden muss. 

Ab dem 28.11.2022 wurden an die Empfänger der Soforthilfen sowohl postalisch als auch per  
E-Mail-Schreiben zur Erinnerung an die Verpflichtung zur Überprüfung der erhaltenen Corona-Soforthilfe 
versendet.  

Diese Verpflichtung musste bis zum 30.06.2023 erfüllt sein. 

Frist verlängert! 

Mit Beschluss der Bayerischen Staatsregierung in der Ministerratssitzung vom 13.06.2023 wurde die Rück-
meldefrist für das laufende freiwillige Rückmeldeverfahren bis zum 31.12.2023 verlängert. 

In Nordrhein-Westfalen hatte schon zuvor das Oberverwaltungsgericht entschieden, dass die laufenden 
Rückmeldeverfahren rechtswidrig seien. Daher wurde in NRW die Frist zur Rückzahlung auf den 
30.11.2023 verschoben. 

 

3) Wann ist ein Einspruch im Besteuerungsverfahren möglich und welche Folgen ergeben sich 
daraus? 

Jeder Empfänger eines Steuerbescheides kennt die Rechtsbehelfsbelehrung am Ende des Bescheides, in 
dem auf die Möglichkeit hingewiesen wird, gegen diesen Bescheid Einwendungen zu erheben. Im 
Steuerrecht wird dies als Einspruch bezeichnet. Der Einspruch muss sich gegen Feststellungen im Bescheid 
richten, die zu einer nach Auffassung des Betroffenen zu hohen Steuer führen. Der Einspruch muss 
schriftlich oder per E-Mail an das Finanzamt gerichtet werden, das den Bescheid gesandt hat. 
Darüberhinausgehende besondere Formulierungen brauchen dabei nicht eingehalten werden. Er muss 
aber innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe beim Finanzamt eingehen. Diese Frist beginnt mit dem 
3. Tag nach der Aufgabe zur Post durch das Finanzamt. Bei Feiertagen am Fristanfang oder Fristende 
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verlängert sich die Frist entsprechend. Auch gegen eine eingereichte Umsatzsteuervoranmeldung oder 
eine Lohnsteueranmeldung kann der Einreicher innerhalb eines Monats Einspruch einlegen. 

Der Einspruch muss nicht begründet werden, dies ist aber sehr zu empfehlen, weil sonst dem Finanzamt 
die Ablehnung sehr leicht gemacht wird. Mit dem Einspruch können nur Einwendungen wirksam erhoben 
werden, die auch in dem jeweiligen Bescheid festgestellt worden sind. Z. B. kann in einem 
Einkommensteuerbescheid keine Einwendung gegen die Höhe des Gewinnanteils aus einer Beteiligung 
des Gesellschafters an einer Personengesellschaft erhoben werden; dies muss gegen den 
Feststellungsbescheid der Gesellschaft erfolgen. Ganz aktuell: Gegen einen Grundsteuerbescheid können 
keine Einwendungen mehr gegen den festgestellten Grundstückswert oder den Grundsteuermessbetrag 
erhoben werden. Hier ist der Einspruch gegen den Bescheid über die Grund- 
steueräquivalenzbeträge Hauptfeststellung auf den 01.01.2022 und den Bescheid über den 
Grundsteuermessbetrag Hauptveranlagung auf den 01.01.2025 angesagt. Auch gegen festgestellte 
Verluste aus Vorjahren kann nur gegen diesen Feststellungsbescheid Einspruch erhoben werden, nicht 
gegen den Einkommensteuerbescheid im Jahr der Verlustanrechnung. Die Fälligkeit der festgesetzten 
Steuer wird durch den Einspruch nicht aufgehoben. Dies ist nur mit einem zusätzlichen Antrag auf 
Aussetzung der Vollziehung möglich. Dazu müssen aber „ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit der 
Steuerfestsetzung“ bestehen. 

Erkennt das Finanzamt die Einwendungen im Einspruch an, ändert es den entsprechenden Bescheid. Im 
anderen Fall muss das Finanzamt eine ablehnende Einspruchsentscheidung erlassen. Dagegen ist dann 
die Klage vor dem Finanzgericht möglich. Eine direkte Klage - also ohne ein vorangegangenes 
Rechtsbehelfsverfahren (Einspruch) - beim Finanzgericht ist nur wirksam, wenn das Finanzamt dem 
zustimmt (sog. Sprungklage). Das Einspruchsverfahren ist beim Finanzamt kostenfrei. Zu beachten sind 
jedoch stets die Kosten für den beauftragten Berater, die auch bei einem erfolgreichen Einspruch von der 
Finanzverwaltung nicht erstattet werden. Die Klage dagegen ist kostenpflichtig. Anfallende 
Gerichtskosten, werden jedoch erstattet, wenn die Klage erfolgreich war. In diesem Fall können auch die 
Kosten des Beraters erstattet werden. 

4) Anzeigen über die Erwerbstätigkeit - Steuerliche Erfassung von Betreibern bestimmter 
kleiner Photovoltaikanlagen 

Durch das Jahressteuergesetz 2022 vom 16.12.2022 wurde eine ab 01.01.2022 anzuwendende 
ertragsteuerliche Steuerbefreiung für bestimmte kleine Photovoltaikanlagen sowie ein ab 01.01.2023 
anzuwendender umsatzsteuerlicher Nullsteuersatz für die Lieferung und Installation bestimmter 
Photovoltaikanlagen eingeführt.  

Auch in Fällen, in denen die Einnahmen und Entnahmen aus dem Betrieb von Photovoltaikanlagen 
steuerfrei sind und die Umsatzsteuer auf Umsätze aus dem Betrieb von Photovoltaikanlagen auf Grund 
der Kleinunternehmerregelung nicht erhoben wird, sind Betreiber (natürliche und juristische Personen 
sowie Personenvereinigungen) von Photovoltaikanlagen grundsätzlich zur Anzeige der Eröffnung eines 
gewerblichen Betriebs oder einer Betriebstätte und zur Übermittlung eines Fragebogens zur steuerlichen 
Erfassung verpflichtet. 

Aus Gründen des Bürokratieabbaus und der Verwaltungsökonomie wird nicht beanstandet, wenn 
Betreiber von Photovoltaikanlagen, die 

Ø Gewerbetreibende sind, bei Eröffnung eines Betriebs, der sich auf das Betreiben von begünstigten 
Photovoltaikanlagen beschränkt, und 
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Ø in umsatzsteuerlicher Hinsicht Unternehmer sind, deren Unternehmen sich ausschließlich auf den 
Betrieb einer Photovoltaikanlage sowie ggf. eine steuerfreie Vermietung und Verpachtung beschränkt 
und die die Kleinunternehmerregelung anwenden, 

auf die steuerliche Anzeige über die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit und die Übermittlung des 
Fragebogens zur steuerlichen Erfassung an das zuständige Finanzamt verzichten. Die vorstehende 
Bestimmung gilt mit sofortiger Wirkung in allen Fällen, in denen die diesbezügliche Erwerbstätigkeit ab 
dem 01.01.2023 aufgenommen wurde. 

Sollte es aus den weiteren Umständen des Einzelfalls erforderlich werden, können die örtlich zuständigen  
Finanzämter in diesen Fällen gesondert zur Übermittlung eines Fragebogens zur steuerlichen Erfassung 
auffordern. 

5) Kosten für professionelle Gartenpflege steuermindernd geltend machen 

Steuerzahler, die für die Pflege des Gartens einen professionellen Helfer beauftragen, können die Kosten 
der haushaltsnahen Dienstleistungen steuermindernd geltend machen. Voraussetzung ist, dass der Helfer 
eine ordnungsgemäße Rechnung gestellt hat und der Betrag überwiesen wurde. Ob es sich bei der 
Immobilie, bei der die Grünarbeiten erledigt werden, um eine dauerhafte Unterkunft, eine  
Zweit-, Wochenend- oder Ferienwohnung handelt, ist unerheblich. 

Dabei spielt es keine Rolle, ob man Mieter oder Eigentümer/Vermieter ist. Oft sind die Kosten für 
Handwerker oder haushaltsnahe Dienstleistungen in den Nebenkosten enthalten. Mieter können  
diese nur geltend machen, wenn ihr Anteil - für Gärtner, Reparaturen, die Hausreinigung oder den 
Hausmeister - in der Nebenkostenabrechnung separat ausgewiesen ist. 

Zu den haushaltsnahen Dienstleistungen zählen dabei u. a. übliche Gartenarbeiten wie das Rasenmähen,  
Heckenschneiden oder die Schädlingsbekämpfung. Zu den Handwerkerleistungen gehört etwa der Bau 
einer Terrasse oder das Verlegen eines Rollrasens. Bei den haushaltsnahen Dienstleistungen können  
20 % der Kosten, höchstens aber 4.000 Euro, angesetzt werden, bei den Handwerkerleistungen sind 
maximal 1.200 Euro abzugsfähig. 

6) Auch Nacherbe kann Erbfallkostenpauschale in Anspruch nehmen 

Der Bundesfinanzhof hatte zu entscheiden, inwieweit der Pauschbetrag (die sog. Erbfallkostenpauschale) 
im Fall der Nacherbschaft zu gewähren ist, wenn ausschließlich Nacherbschaftsvermögen erworben wird, 
dem Erwerber jedoch auch Kosten der Vorerbschaft entstanden sind und ob der Inanspruchnahme des 
Pauschbetrags die tatsächlich entstandenen nachgewiesenen Kosten entgegenstehen. 

Neben dem Vorerben kann auch der Nacherbe den Pauschbetrag in Anspruch nehmen. Der Abzug des 
Pauschbetrags setzt - entgegen bisheriger Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs - nicht den Nachweis  
voraus, dass zumindest dem Grunde nach tatsächlich Kosten angefallen sind. 

Nach dem Erbschaftsteuergesetz wird insgesamt ein Betrag von 10.300 Euro ohne Nachweis abgezogen. 
Der Betrag ist für jeden Erbfall nur einmal zu gewähren, namentlich für mehrere Miterben nur einmal. Die 
Abfolge von Vor- und Nacherbfall stellt jedoch erbschaftsteuerrechtlich nicht einen Erbfall mit mehreren 
Erben dar. Vielmehr sind die beiden Vorgänge als zwei getrennte Erbfälle zu behandeln. Es entspricht 
dieser Systematik, im Rahmen der Ermittlung der Bereicherung zweimal den Pauschbetrag anzusetzen.  


